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Teilrevision des Bundesgesetzes über die Ausländerinnen und Ausländer (AuG) 

betreffend die Finanzierung von Administrativhaftplätzen, die Sanktionen gegen 

Transportunternehmer („Carrier Sanctions“) und das Passagier-Informationssystem 

(API-System) 
Eröffnung der Vernehmlassung 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir danken für die Möglichkeit, zur vorgelegten Vorlage Stellung nehmen zu dürfen.  

 

Der Kanton Basel-Stadt befürwortet grundsätzlich die Teilrevision des Bundesgesetzes über 

die Ausländerinnen und Ausländer (AuG). Begrüsst wird insbesondere die Beteiligung des 

Bundes an den Bau- und Einrichtungskosten der kantonalen Anstalten für die ausländer-

rechtliche Administrativhaft.  

 

Zu der vorgeschlagenen Ausgestaltung der Sanktionen gegen Transportunternehmer lässt 

sich anfügen, dass diese sachgerecht und sinnvoll erscheinen. Hinsichtlich der vorgesehe-

nen automatisierten Datenbankabfragen der Passagierdaten ist jedoch zu bedenken, dass 

der automatisierte und systematische Abgleich der API-System-Daten mit dem SIS nicht 

vereinbar ist, da dieses nicht als Fahndungsmittel konzipiert ist.  
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Ausserdem möchten wir darauf hinweisen, dass die unter Art. 4 Abs. 2 Bundesgesetz über 

den Datenschutz geforderte Verhältnismässigkeitsprüfung im Erläuternden Bericht des Bun-

desamtes für Migration vom Mai 2012 nicht genügend thematisiert wurde. Dies kann bei ei-

nem möglichen Referendum und anlässlich eines angestrengten gerichtlichen Verfahrens im 

Rahmen der informationellen Selbstbestimmung (Art. 13 Abs. 2 BV) zu Diskussionen mutie-

ren. 

 

Wir hoffen, Ihnen mit unserer Stellungnahme gedient zu haben. 

 

Mit freundlichen Grüssen 

 

Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 

 

     
Dr. Guy Morin Barbara Schüpbach-Guggenbühl 

Präsident Staatsschreiberin 

 

 


